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§ w a Sozialarbeiter <k Praxis und Ausbildung 



ENTSTEHUNG UND ZIEL DER SPK 



Seit längerer Zeit wird von den Kollegen und 
Kolleginnen in den Ämtern und Heimen, in den 
Tagesstätten und Jugendfreizeitheimen der Wun- 
sch geäußert nach einem kontinuierlich erschei- 
nenden Informationsblatt für alle Bereiche der 
sozialen und pädagogischen Arbeit. 

Kollegen aus mehreren Bereichen der Praxis und 
Ausbildung haben die organisatorischen und in- 
haltlichen Fragen zu klären versucht. Sie legen 
mit dieser Nummer das erste praktische Ergebnis 



'Die SPK soll zunächst monatlich erscheinen. Ob 
die SPK häufiger erscheinen wird, richtet sich 
nach* der aktiven Mitarbeit der Kollegen. Vorläu- 
fig besteht die Redaktion aus drei Kollegen, die 
zusammen mit den Artikelschreihern die SPK ge - 
stalten. 

Redaktionssitzungen sind öffentlich und werden 
bekannt gegeben. 



Information über alle Bereiche der sozialpäda- 
gogischen Arbeit 

Die SPK wendet sich an Kindergärtnerinnen, an 
Jugendleiterinnen und Jugendpfleger, an Erzieh- 
er und Sozialarbeiter, an Studenten und Dozenten 
der Ausbildungsstätten. 

{Eine ihrer Aufgaben wird sein ? die Trennung auf- 
zuheben, die zwischen den sozialen Berufen auf- 
gerichtet wurde. Es sollen Konflikte u. Miseren 
am Arbeitsplatz geschildert und die Reaktion der 
Vorgestzten aufgezeigt und analysiert werden. 

Mißstände, bisher nur individuell getragen, wer- 
'denöff entlich gemacht, am gesellschaftlichen Zu- 
sammenhang dargestellt, damit die Kollegen da - 
raus fachliche und politisch-organisatorische 
Konsequenzen ziehen können. 

Daher werden auch Berichte und Analysen über 
Sozialisation von Kindern, Jugendlichen und Er- 



wachsenen veröffentlicht: von Gruppen, die inner- 
halb und außerhalb der Institutionen arbeiten. 
Wir werden uns um Übersetzungen von Berichten be- 
mühen, die Erfahrungen in anderen Ländern schild 
dern. 

Die SPK wendet sich an die 6000 Kindergärt- 
nerinnen, 45oo Heimerzieher, an die 24-oo Sozial- 
arbeiter, an die Jugendleiter u. Jugendlichen, 
die konkrete Arbeit in der Praxis leisten oder 
noch in Ausbildung sind. Sie wendet sich nicht 
an die Minderheit der Stadträte und Büroleiter. 
Diese Damen und Herren Vorgesetzten werden in- 
formiert durch eigens für sie bestimmte Publika- 
tionen. Aber aus diesen Informationen ziehen sie 
keine Konsequenzen für die Veränderung 
der Praxi s. Den kollegen, die mit den 
Schwierigkeiten der Praxis belastet sind, werden 
wichtige Informationen vorenthalten. 



INHALT : -Entstehung und Zie} der SPK 

-Misere der Kindertagesstätten 

-Wie kam es zu den Kampf maßnahmen der 

Kindergärtnerinnen? 
-Sozialarbeiter stehen zu den Kampfmaß- 
nahmen der Kindergärtnerinnen 
-Arbeitsgruppen des AKS 



Sicherlich gibt es Vorgesetzte, die anders han- 
deln. Das ist gut so. Aber es muß garantiert sein 
daß selbst dem isolierten Sozialarbeiter im Ob- 
dachlosenasyl oder der überarbeiteten Kindergärt- 
nerin in der überfüllten Kindertagesstätte alle 
wichtigen fachlichen Informationen zugänglich 
sind. 

Die SPK wird - statt der Informationen von oben 
über den Dienstweg - die Möglichkeit der Infor- 
mation von der Basis an die Basis der Kollegen 
schaffen. 



Kommuni kation in. der Praxis u. Ausbildung 
-i— - " ~~ 

Wir wollen nicht nur über die Mißstände und Re- 
aktionen von oben reden, sondern auch Methoden 
entwickeln, die die Abschaffung der Mißstände 
zum Ziel haben. Es geht bei der SPK nicht um die 
Schaffung noch eines Blattes, das zu den Akten 
oder in den Papierkorb wandert. 

Im Gegenteil: die SPK muß am Arbeitsplatz disku- 
tiert, kritisiert .und in die Praxis übersetzt 
werden. Kommunikation ist vor allem notwendig, 
um die Isolierung zwischen den sozialen Berufen 
zu durchbrechen. Vorallem durch- die Hierarchisier- 
ung in diesen Berufen *und daraus resultierenden 
"beruf sständischen M,, Statuskämpfen M wird die Iso- 
lation immer wieder erneuert. 

Um die wirklich notwendige Teamarbeit von Lehrern. 
Sozialarbeitern, Kindergärtnerinnen, Psychologen 
und Jugendpflegern etc. zu erreichen, muß Gleich- 
wertigkeit der sozialen Berufe untereinander ge- 
schaffen werden. 

Kommunikation ermöglicht auch, daß bestehnde Pro- 
jekte oder Arbeitsgruppen koordiniert und somit 
Doppelarbeit vermieden werden kann. Die politische 
Bedeutung pädagogischer und sozialer Arbeit macht 
es notwendig, die daraus resultierenden organisa- 
torischen Probleme öffentlich zu diskutieren, 
Vorurteile seitens der Kollegen in Ausbildung u. 
Praxis zugunsten einer produktiven Zusammenarbeit 



zu beseitigen. Kritische Auseinandersetzungen 
müssen auf sachlich fundierter Basis ausgetragen 
werden. 

Aufhebung der Trennung von Theorie und Praxis 

Die SPK wird nicht von Leuten gemacht, die in den 
oberen Rängen der Sozialbürokratie sitzen. Von 
diesen Leuten, die schon lange die gesamte Misere 
kennen und politisch und fachlich verantworten, 
haben wir keine Änderung der Praxis zu erwarten. 
Deshalb werden die meisten Beiträge von den Kol- 
legen am Arbeitsplatz, den Kindergärtnerinnen, 
Sozialarbeitern, Erziehern usw. geschrieben. 
Wir müssen dabei die Grunde der Abneigung der 
Praktiker gegen die Theoretiker und umgekehrt 
untersuchen. 

Was nützt es zum Beispiel dem Heimerzieher, wenr 
der Psychologe für ein Kind eine Therapie^ vor- 
schlägt, die unter den gegenwärtigen Zuständen 
doch nicht in den Heimen verwirklicht werden 
kann? Diese Therapie kann bei ihm nur Schuld- 
gefühle über eine vermeindliche Unfähigkeit? er- 
zeigen. 

Wir brauchen eine Theorie, die von der lraxis 
ausgeht, die die Situation in der Praxis selbst 
verändert, die z. B. für den Heimerzieher Be- 
dingungen schafft, unter denen er dem einzelnen 
Kind helfen kann. 

Deshalb wird die SPK nur theoretische Beitrage 
bringen, die den Kollegen am Arbeitsplatz un- 
mittelbar helfen können, selbsttätig ihre Situa- 
tion zu verändern. 



MISERE DER 
KINDERTAGESSTÄTTEN 



Sünde anf SatZ - So11 dazu beitragen die H int er- 
SIJlJSS^J die die Kreuzberger Protest- 
Versammlungen der> r^^H^^-r^«^ 



3ines 



der- 



1 ^ im mm v*.V-#J- (-j^**« ^-"^ 7 _ 

tersShied^diP^' daß Selbst bei 'geringen Un- 
wird. besamt Situation nicht verändert 

Der Notstand in ^ . I \ 

findet bei wh • den vorschulischen Einrichtungen 
lichkeit ein St Sterien ' Parlamenten und Öffent- 
zeigt sich u » 1 zu S e3? inges Interesse. Dies 
ungen des almtl i an der D ürftigkeit der Ausführ- 
Heck in der r, i gen Bundesfamilienministers B. 
Kindertae^ot-y?? esta S sde batte zur Situation der 
weniger tat ea Vom 1 7* 1 ' 1 968. Nichtsdesto- 

aus der Dehatt- auf schlu ßreich einzelne Fakten 
fest, daß die ^zuführen. Die Regierung stellte 
weitem ni cht ^ er i~ügbaren Plätze in den Kitas bei 
Kürzungen der ^? reichen > d'ennoch nahm man starke 
Neueinrichtung nanziellen Mittelvor, mit denen 
Schanzenba r>hrM^S ermöglicht werden sollten. Frau 
Probleme ^1^^ /SPD ) bezeichnete folgende drei 

Kindertagesstät^ r offen ^liche Mittel für die 
bisher der Fmf en eingesetzt werden als das 

2. Der Personal ist - 

3. Die Ausbildi angel muß te behoben werden, 
den Aufga^^ e J^S der Kindergärtnerinnen müßte 
für Kleir^ ind sprechen, die Tageseinrichtungen 

Mehrfachere - heute ha * en - 

dauert, ^ aß vi ^ n dieser Bundestagssitzung be- 
nähen, ei ne Vo ^ x zu wenig Kinder die Möglichkeit 
Noch tra Uri "Schulische Einrichtung zu besuchen, 
die SChli eß J?* h ^ar man darüber, daß die Kinder, 
stehende^ Einri einen p latz bekommen, in den be- 
ender Wei sc ^htungen doch nicht in entsprech- 
sich sog^ dar^° rdert wü rden. Ja, man erinnerte 
zu d en P*UobS?J d aß es nach dem JWG eigentlich 
genügend Kindel gaben des Gesetzgebers gehört, 
zurichte*^ JWG > agesstät ten für Kleinkinder ein- 
Kmd hat ; in Ä^Uli 1962: gl - "Jedes deutsche 
^eei 1S cix^ n und ht auf Erziehung zur leiblichen, 
gesellschaftlichen Tüchtigkeit. "} . 



Die Führung dieser Bundestagsdebatte war aber 
wohl nur eine Pflichtübung. Die gutmütigsten 
Kollegen unter uns haben vielleicht angenommen, 
daß aus derartigen Diskussionen auch bestimmte 
Konsequenzen zu folgen hätten* Wir Kindergärt- 
nerinnen haben aber bisher keine Veränderungen 
am Arbeitsplatz wahrgenommen. Wir haben auch, 



nicht davon gehört, daß man im Familienminister 
rium neue Überlegungen angestellt hätte, noch 
haben wir gesehen, daß vom Senatorr für Jugend u» 
Sportt in Berlin diesbezügliche Initiativen aus- 
gegangen wären. Im Abgeordnetenhaus von Berlin 
sind die Kindertagesstättenprobleme auch nicht M 
in fachgerechter Weise in ihrer eigentlichen Pro-^ 
blematik erfaßt worden. Daher hat man auch keine 
Maßnahmen ergriffen, die geeignet gewesen wären, 
an den bestehenden Mißständen auch nur das^aller- 
gröbste zu ändern. Dies, obwohl die Situation in 
den städtischen Kindertagesstätten seit langem 
sowohl für die Kinder als auch für uns Kinder- 
gärtnerinnen untragbar ist» 



Wartelisten 

Unsere Kindertagesstätten gleichen mehr Kinder— 
bewahranstalten als modernen pädagogischen^ Ein- 
richtungen, obwohl wir wissen, daß die Erziehung 
des Kindes, gerade auch die des Kleinkindes, Heu- 
te nicht mehr allein von der Familie getragen 
werden kann. Jedes Kind braucht eine Erziehung in 
der Kindergruppe. Zur Zeit bildet die schlechte 
finanzielle Lage einer Familie oder Mutter dem 
vorrangigen Grund zur Aufnahme des Kindes in ei- 
ner Kindertagesstätte (Kita)« Das bedeuuet, daß 
Kinder bessergestellter Eltern weiter ausschließ- 
lich in der Familie erzogen werden. Knapp 1° Pro- 
zent der Kinder im entsprechenden Alter haben 
überhaupt nur die Möglickeit, eine Kita, zu besu- 
chen. Es bestehen aus diesem Grund die Warteli- 
sten. Offizielle Zahlenangaben des letzten Jahres 
schwanken zwischen 10 000 und 19 600 Voranmel- 
dungen. Viele Eltern lassen ihre Kinder nicht 
in diese Listen eintragen, weil die Av -sticht auf 
einen Platz zu gering ist. 



"Di 



Die pädagogische Arbeit i n den Kitas 

Die wenigen Kinder, die in den Tagesstätten ei- 
nen Platz bekommen, werden keineswegs m der er- 
forderlichen Weise gefördert. Besonders der 
strenge und unbewegliche Tagesablauf einer Kita 
entspricht nicht den kindlichen Bedurf mssen. 
Dieser bis ins einzelne minutiös vorgeschriebene 
Tagesablauf ist nicht nur das Ergebnis; der Pe- 
danterie von uns Kindergärtnerinnen. Die viel zu 
großen und ständig überfüllten Kitas (man plant 
neuerdings Kitas mit einer Belegung von ca. 260 
Kindern), die unzureichenden Bauten, die Perso- 
nalknappheit und vor allem die Größe der Kinder- 
gruppen (15 Kinder, zusätzlich 20% Uberbelegung) 
machen eine derartige Überorganisation notwendig. 
Diesen Tagesablauf aufrecht zu erhalten, gelingt 
den Kindergärtnerinnen nur durch ständiges Anord- 
nen, denn wir sind die einzigen, die diesen kom- 
plizierten Tagesablauf überschauen. Wenn sich 
die Kinder diesem Reglement erst einmal anpassen, 
so ist das nicht das Ergebnis natürlicher Neigung 
oder irgendeiner Einsicht, sondern einer gelun- 
genen Dressur, die den wirklichen Bedürfnissen 
der Kinder genau zuwiderläuft. 

Die pädagogische, gesellschaftspolitische und 
bildungsf ordernde Aufgabe, die die Kindertages- 
stätte haben müßte, wird heute nicht annähernd 
erfüllt. Der ganze Bereich der kompensatorischen 
Erziehung, der Vorschulerziehung kann unter den 
gegebenen Verhältnissen in den Kitas nicht be- 
rücksichtigt werden. Gerade in diesem Bereich sind 
uns viele europäische Länder weit voraus. 
Wo bei uns der Anspruch erhoben wird, pädagogi- 
sche Arbeit zu leisten, bezieht sich dieser auf 
die Anpassung des Kindes an bestehende Verhältnis- 
se. Im Vordergrund stehen dann Ordnung, Sauberkeit 
Tagesordnung, normiertes und konsumorientiertes 
Spielen und "Basteln" mit vorgefertigtem Material. 
Autoritäre Verhaltensmuster prägen die erzieheri- 
sche Arbeit, wodurch die Kinder in ihrer Persön- 
lichkeitsentfaltung auf vorgegebene Verhaltenswei- 
sen eingeengt und dadurch gestört werden in der 
Entwicklung der Fähigkeit zu sozialem Verhalten. 
Wir meinen, daß sich Erziehung an den Bedürfnis- 
sen der Kinder orientieren muß und daß eine so 
ausgerichtete Erziehung bessere Chancen zur all- 
seitigen Persönlichkeitsentwicklung bietet. 



Obwohl diese , . , 

Tatsache auch dem Senat seit Jahren bekannt ist, 
wurde bisher nichts wesentliches unternommen, um 
dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Notwendig 
ist die Neugestaltung des Ausbildungsganges der 
Sozialpädagogen und die Neukonzeption der päda- 
gogischen Arbeit in den Kitas, um in diesem Be- 
ruf die Möglichkeit zu wirklich produktiver Ar- 
beit zu schaffen und damit seine Anziehungskralt 
zu stärken. 

Aus diesen Gründen ist der Neubau dieser lages- 
st ätten vom pädagogischen Standpunkt aus nicht zu 
vertreten, so erwünscht er angesichts der uber- 
langen Wartelisten auch scheinen mag. Gebaut wird 
aber dennoch, aus ökonomischen Gründen; möglichst 
viele Frauen sollen, indem man sie von ihren Kin- 
dern entlastet, für die Produktion frei werden 
und so dem katastrophalen Arbeitskräftemangel m 
Westberlin abhelfen. 

Die Ausbildung der Kind ergärtnerinnen 

Die Kindergartenmisere läuft auf eine stille Ent- 
wertung des pädagogischen Auftrags und der Kin- 
dergärtnerinnen-Ausbildung hinaus. Die Anwarter- 
zahl ist zu gering und die Ausbildung tragt den 
heutigen pädagogischen Erfordernissen nicht ge- 
nügend Rechnung. Die künftige Erzieherin wird in 
keiner Weise auf die gesellschaftspolitische Be- 
deutung ihres Berufes vorbereitet. Viel starker 
müßte der Akzent auf das immer wieder kontrol- 
lierte Einüben eines solchen sozialen Interak- 
tionsverhaltens gelegt werden, das das verfehlen- 
de und einschränkende Verhalten des Erziehers > 
ausschließt. Dies darf dabei nicht nur außerlicn 
antrainiert sondern muß zu einem die Persönlich- 
keit konstituierenden Faktor werden. 

Wesentlich ist auch die Diskrepanz zwischen den 
idealisierenden Theorien und Lehrinhalten an den 
Ausbildungsstätten und de,r Situation in der Pra- 
xis. Es werden uns keine Wege gewiesen, um die 
Theoretischen Forderungen und die wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse auf die Praxis zu ubertragen. 
In der Regel wird in der Ausbildung von in Mittel- 
• schichten, üblichen Verhaltensweisen ausgegangen. 
Dies, obwohl in der gegenwärtigen Kita vor allem 
Kinder aus den sozialen unterprivilegierten 
Schichten betreut werden. 



10.JUNI: STREIK!!! 



Die personelle Stuation 

Wesen des großen Arbeitskräftemangels im sozial- 
oädagogischen Bereich werden immer mehr ungelern- 
te Kräfte zur Betreuung von Kindern eingestellt. 
Cxegenwärtig arbeiten in den Berliner Kindertages- 
stätten ca. 2000 ausgebildete- Kindergärtnerinnen 
und ca. 100 Jugendleiterinnen bei 22 000 Kindern. 
15 % in einigen Bezirken 4-5 Prozent der pädago- 
gischen Mitarbeiter sind unausgebildete Kräfte. 
Viele Planstellen, in einigen Bezirken fast 10 
Prozent sind gar nicht besetzt. Im Laufe der Jah- 
re sind verschiedene Arbeitszeitverkürzungen vor- 
genommen worden ohne die Öffnungszeiten der Kitas 
zu verkürzen oder mehr Planstellen zu schaffen. 
Diese Entwicklung ging ausschließlich zu Lasten 
der Kinder und von uns Kindergärtnerinnen. Zu- 
sätzlich wurden den Kitas noch die für Krank- 
heitsfälle vorgesehenen Vertretungsgelder von 
6 auf 5 Prozent gekürzt, obwohl bekannt ist, daß 
bei Kindergärtnerinnen die Fehlzeiten besonders 
hoch sind, bedingt durch Schwangerschaft, Krank- 
heit und die ständige Überarbeitung. So waren z. 
B. an einem Stichtag im Januar 69 in Kreuzberg 
mehr als ein Viertel des pädagogischen Personals 
krank oder im Urlaub. In Berlin fehlen gegenwar- 
tig rund tausend sozialpädagogische Kräfte für 
die Kindergärten und Heime. Die entsprechenden 
Ausbildungsstätten werden mit Sicherheit diesen 
Arbeitskräftemangel nicht decken können. Trotzdem 
sollen in den nächsten 2 Jahren 33 Kindertages- 
stätten gebaut werden. In diesen neuen Einrich- 
tungen werden höchstens noch 50 Prozent der Er- 
zieher eine Fachausbildung haben. 



Im besten Fall werden Kindergärtnerinnen dazu er- 
zogen, Kritik in der Erziehungsarbeit nur an sich 
selbst anzusetzen, nicht aber an den Bedingungen 
ihrer Arbeit. D 3S kann nur zu Schuldgefühlen fuh- 
ren, die sie innerhalb der hierarchischen otruk- 
tur ihres Arbeitsbereiches gefugig maqixt. Unter 
diesen Arbeitsbedingungen kann natürlich Keine 
gute pädagogische Arbeit gedeihen. 

Diese schon so lange andauernden Zustände sind 
für einen immer größer werdenden Teil der Kinder- 
gärtnerinnen nicht mehr annehmbar. Die Interessen 
der Kinder werden übergangen und der Senat legt 
eine derart sträfliche Sorglosigkeit an den lag, 
daß wir Kindergärtnerinnen für die Hotwendige Ul- 
fentlichkeit sorgen müssen, um eine Veränderung 
der Zustände herbeizuführen. 



NACHRICHTEN 



Das St reikrecht für BEAMTE f orderten genossen 
aus Hessen- Süd (linke SPD-Gruppe) anläßlich 
der Einschüchterungsversuche der hessischen 
Landesregierung gegen streikende Lehrer in 
Frankfurt/Main«, 



WIE KAM ES ZU DEN 
KAMPFMASSNAHMEN? 



Die Zustände in den Westberliner Kindertages- 
stätten sind unhaltbar ! 

Kaum pädagogische Fachkräfte, wenig Nachwuchs- 
kräfte, unbesetzte Planstellen, unzureichende 
Ausstattung der Räume und eine schlechte Ausbil- 
dung sind nur einige Beispiele für den Mißstand, 

Um diesem Mißstand abzuhelfen, fanden sich vor 
ca. 2 Jahren progressive Leiterinnen im Arbeits- 
kreis Kreuzberger Kindertagesstätten zusammen, 

Sie erkannten bald die Notwendigkeit einer ver- 
stärkten Zusammenarbeit untereinander. Ihnen 
wurde klar, daß nur der Weg in die Öffentlich- 
keit einen Strukturwandel einleiten und die Kin- 
dergärtnerinnen aus der Isolierung herausführen 
kann. 

Im Januar 69 nahm der Arbeitskreis Kontakt auf 
zum ÖTV-Hauptvorstand , Abt. Sozialarbeit. Die 
Kindergärtnerinnen erwarteten von der Gewerk- 
schaft Unterstützung. Wie sah diese Unterstützung 
aus ? 

Der 2. Vorsiztende Weiß schlug den Kindergärtne- 
rinnen vor, sich krankschreiben zu lassen. Sie 
würden dadurch entlastet und den Senat in eine 
schwierige Situation drängen. Der 1. Vorsitzende 
Tamborini war offener. Er meinte: "Wenn die Kin- 
dergärtnerinnen die Möglichkeit zum "Dampf ab las- 
sen" erhielten, würde ihr Unmut im Sande verlau- 
fen. 

Obwohl die Kindergärtnerinnen dem ÖTV-Hauptvor- 
stand gegenüber unmißverständlich die Forderung 
nach einer Öffentlichkeit erhoben, blieb dieser 
"uninteressiert". Im Gegenteil hob er hervor, 
daß die Situation in den Westdeutschen Kinderta- 
gesstätten gegenüber Westberlin unvergleichlich 
schlechter sei. Die ÖTV könne daher im Westber- 
lin nicht vorpreschen. 

Die Kindergärtnerinnen ließen sich nicht entmu- 
tigen und wandten sich an das Bezirksamt. In Ge- 
sprächen mit Stadtrat Beck forderten sie eine 
Protestversammlung zu der die Presse eingeladen 
wird. Die Forderung wurde abgelehnt, da dem Be- 
zirksamt die Anwesenheit der Presse nicht paßte. 

Nach diesen gescheiterten Versuchen fand sich 
plötzlich die ÖTV-Bezirksleitung bereit, eine 
OTV-Protestveranstaltung am 26.2. durfhzuführen. 
Die spärlich erschienenen Pressevertreter be- 
richteten kaum. 

Die ungewöhnlich starke Beteiligung von über 25o 
Kindergärtnerinnen unterstrich die Bedeutung 
dieser Protestveranstaltung. Kindergärtnerinnen 
aus Kreuzberg, anderen Bezirken und Westdeutsch- 
land formulierten ihr Unbehagen erstmals öffent- 
lich. Sie gaben Situationsberichte aus Krippen, 
Kindergärten und Horten. Allen wurde klar: "DIE 
MISSTÄNDE SIND ALLGEMEIN UND NUR AUF ' DIE UNER- 
TRÄGLICHEN ARBEITSBEDINGUNGEN UND DIE FALSCHE 
FACHLICHE KONZEPTION DER TAGESSTÄTTEN ZURÜCKZU- 
FÜHREN". 



Wie Stadtrat Beck in einem Beitrag selbst sagte, 
ist er in seiner Funktion als Arbeitgeber nicht 
in der Lage, die Interessen der Sozialpädagogen, 
die er als Arbeitnehmer und Gewerkschaftler un- 
terstützt, wirkungsvoll durchzusetzen. 

Wiederholt räumte er dem Wirtschaftsleben abso- 
lute Vorrangigkeit ein. Die Kindergärtnerinnen 
wollten aber endlich wissen, was der Senat und 
die Bezirke zur qualitativen Veränderung und 
Verbesseriong der Kindertagesstättensituation zun 
werden ! 

Sie forderten die Durchsetzung von Sofortmaß- 
nahmen 



2. Keine Neueröffnung von Tagesstätten solange 
.Planstellen nicht mit Fachkräften bestzt wer- 
den können. 

5. Gruppenschließungen, wenn Gruppenleiter vor- 
aussichtlich länger als 3 Tage fehlen und 
kein Ersatz vorhanden ist. 

■ ! e P e ™ s . d ! r Belastbarkeit der fachkräfte 
schriftlicn fixieren unter 
der Belange der Kinder. 



Berücksichtigung 



1. Aufnahmestop ab sofort, bis die 2o%ige Über- 
belegung abgebaut ist. 



Als längerfristige Ma ßnahmen wurden gefordert 

1. Kein Unterschied mehr zwischen zentralverwal- 

teten und bezirklichen Heimen 

f" ^ a ^tzung der Altersgrenze auf 6o Jahre 

3. Beruf sbegleit ende Ausbildung unter Fortzah- 

JÄ l T uf Z ^l e ^ entsprechenden Ersatz 
durch Fachkräfte 

^ # Kräfte 1 ^ 6 all6r ln d6n Ta g esstä tten tätigen 

5 * K?ndSH2! ^ Wirtschaftsleiterinnen in den 
Kindertagesstätten als Entlastung der Leiter- 
innen yon der Verwaltungsarbeit 

6. Neufestsetzung des Personalschlüssels 

5£J S tatistenrolle spielte die ÖTV-Bezirkslei- 

AnlfeP-Pn HpT| UC H te ? aS ei ^liche pädagogische 
Anliegen der Kindergärtnerinnen in tar^ fSoli - 
tische Forderungen umzufunktionierer: Sie forder- 
te ? man solle fachlich und nicht eesellschaf ts* 
die^ekti" 18 ^' 6 ^ 11 - Die ö^^ll äJHS 

scLftskr?^-r^ 61 ^ n laSSen > daß Fach-und Gesell- 
scnaitskritik nicht voneinander zu trennen sind. 
Der massive Versuch der ÖTV, in liP^r Fest- 
veranstaltung Mitglieder zu' werben! ^iß^ng? 

mifler m rlw^v ^i^ergärtnerinnen bereit, 
aber hüllte eiÄ^v ^^enauasbeiten. DieÖTV 
in Lnwei*^ 8i 2^ nac 5 ^ Festveranstaltung 
Sieder von a uflt Unterri ^ete weder ihre Mit- 
nats- odirLS enomm ^ n en Verhandlungen mit Se- 
Älln F rf er ^ s ^ o e ^-M nocS verbreite- 

Kindergärtnerinnerrect^ze^^ 6 - Kre ^ zber S| r . 
ken. -Löcnrzeitig m anderen Bezir- 



sucht urch e n n°^ tie wurd « verstärkt ver- | 
lunfun^lern™^^ 

in Volkihoch^h,n v aft ? ^ deren"Weiterbildung" 
"beheben"! Urzlehp S än Sen) die Män S el zu 

KonsSuen^^xrÄIrei^ 1613611 & ihrer HaltUnS 
testveranstaltung w^rder T?^'*^ die 2 ' Pro ~ 
zwungen, zu dieser^! getroffen. Sie waren ge- 
den, da' sie mlHecS T^tT^ Selbst einzula- 
ladungen der ÖTV wieder % 
Kindergärtnerinnen gelangten! re0ilt?eiti S aa die 

^gend-Böckierpark" 11 ?/^ Sa&1 lm HaUS ^ 
5oo Kolleginnen v Kreuzberg für die' über 

schafl; df Äaltbalä 1 ^^.'. .Kampfbereit- 
tagesstätten zu verändern Emde i n den Kinder ~ 
ständigen Senatoren Neubauer n T^l^'^lt ZU % 
vorgezogen niohf u ™ er u. Korber hatten es 

gesprunleSen len^^- er f£ heinen - »le für sie ein- 

fieLrf^nen Iwe^efan^hr 11 ^l eT «* ' JllriCl1 
Kindergärtnerinnen auf ?hi r r. Unfälli S keit den 
rungen eine verbindliche h f de ^illierten Forde- 
nenT Außer einer Ält^l ^ ntwor * S ebe * ™ *ön- 
Rede und dem Versuch a ^f^ osen >. beschwichtigenden 
in Fragen an den Seilt ,™ massiven Forderungen 
Müller nur ein Riegen, hatte Herr 
bieten:" Sie Ift ÄS? an i«°£**? ZU 
keiten gar nicht kennen'" «sf» £ § en f cr vie Si S " 
sieht!"-" loh dacht» T\ ^ le haben kei^e Über- 
schaf tsversammCg uid nich^ 6 ? uf eine ' werk - „ 
"Ihre Probleme kefneich ^ auf . eine ** ^tagung.", 
me 10n schon viel lä. . ::r als Sxe'. 
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Ohne auf die massenhaften Proteste der Versam- 
melten zu achten, verließ dieser Senatsvertreter 
nach seiner eigenen Rede den Saal« 
Alleingelassen und hilflos begriffen die ÖTV- 
Eunktionäre nicht, daß die Kindergärtnerinnen 
Taten sehen und keine Phrasen • hören wollten. Die 
ÖTV Jedoch rief zur Geduld auf und wies auf hal- 
dige Gespräche mit den zuständigen Stellen hin. 

Als dann Kindergärtnerinnen die Diskussion über 
Kampf maßnahmen forderten, wurde der Gewerkschafts- 
vorstand kopflos, erklärte die Versammlung für ge- 
schlossen und flüchtete aus dem Saal. 
Die Kindergärtnerinnen ließen sich nicht verängs- 
tigen. Sie stimmten für einen 1-tägigen Warn - 
streik und bildeten ein Streikkomitee« 
Wenige Tage nach dieser Pro testver Sammlung fas- 
sten die Arbeitsgemeinschaften der Kindergärt- 
nerinnen und Leiterinnen der Kindertagesstätten 
des Bezirksamtes Kreuzberg folgenden Beschluß: 
"Wir können uns mit den Antworten des Senats auf 
unsere Forderungen vom 26.2.69 nicht zufrieden 
geben! Wir fordern deshalb die Gewerkschaften 
BVL, ÖTV, Komba, DAG auf, bis zum 15.5-69 zu er- 
klären, daß sie uns bei der Durchführung von 
Kampfmaßnahmen vertreten. Sollte bis zu diesem 
Termin keine verbindliche Zusage gemacht werden, 
geben wir geschlossen unsere Mitgliedsbücher zu- 
rück. Gleiche Schreiben wurden an die Presse ge- 
sandt." 

dieses Ultimatum haben 99 gewerkschaftlich orga- 
nisierte und weitere 49 Nicht-Mitglieder unter- 
schrieben« 



Unter dem Druck der Kindergärtnerinnen hatte die 
ÖTV keine andere Wahl als den Streik zu unter- 
stützen. Am 12.5. wurde der Streiktermin bekannt: 
1o« Juni 196g ! Dieser Termin wurde nicht 
von den Kindergärtnerinnen, sondern in gemeinsa- 
men Verhandlungen mit dem BVL von der ÖTV bestim- 
mt. Wenn die Kindergärtnerinnen auch nicht wissen 
warum die ÖTV den Termin erst. für den ,1o.6. fest- 
legte, so haben sie doch den Vorteil einer inten- 
siven Vorbereitung« 

Nach den Vorstellungen der ÖTV soll der Streik 
auf den Bezirk Kreuzberg beschränkt bleiben. Hier 
ist erneut der Versuch zu erkennen, die Kreuz- 
berger Mißstände als einen Sonderfall zu behan- 
deln. Das Gegenteil ist der Fall. Die katastro- 
phalen Mißstände in den Tagesstätten erstrecken 
sich auf alle Bezirke. Im Kreuzberg sind sie am 
unerträglichsten. Daher sind die Aktivitäten von 
Kreuzberger Kindergärtnerinnen ausgegangen, haben 
sich längst aber auf alle Bezirke ausgedehnt. 

Erst am 14.5. wurde bekannt, daß die ÖTV-Landes- 
leitung noch die Zustimmung für den Streik am 
1o«6. vom ÖTV-Bundesvor stand in Stuttgart ein- 
holen muß. Falls diese Zustimmung nicht erteilt 
wird, ist schon jetzt festzustellen: 

DIE KINDERGÄRTNERINNEN WERDEN AM 10» JUNI 69 
EIMEN 1-TÄGIGEN WARNSTREIK DURCHFÜHREN ~ 
MIT ODER OHNE ÖTV! 



SOZIALARBEITER STEHEN ZU 
DEN KAMPFMASSNAHMEN DER 
KINDERGÄRTNERINNEN 



Sozialarbeiter stehen zu de n Kampf maßnahmen 
der Kindergärtnerin nen 

^Wenn Sozialarbeiter zur Situation der Kindergärt- 
nerinnen Stellung nehmen, ist deren unermüdliche 
Aktivität hervorzuheben. 

Die Kindergärtnerinnen haben nicht nur den Mut 
aufgebracht, die Mißstände in scharfen aber sach- 
lichen Worten gegenüber Senats-, Gewerkschafts- 
und Bezirksamtsvertretern vorzutragen, sie waren 
auch in der Lage, sich in eindrucksvoller Weise 
zu organisieren. 

Trotzdem stehen sie erst am Anfang in der Ausein- 
andersetzung. Dieser Anfang ist zugleich ein gro- 
, ßer Erfolg. 

Nicht nur, weil er Unruhe bei denen -gebracht hat, 
die mit Hinhalte- und Harmonisierungstaktiken 
jahrelang die Kritik der Sozialpadagog enaufza- 
fangen glaubten, sondern weil die Kindergärtne- 
rinnen Erstmals aus der Einzelisolierung geschlos- 
sen in die Öffentlichkeit getreten sind. 
In diesem Anfangs Stadium brauchen die Kindergärt- 
nerinnen unsere Unterstützung. 

Aber es reicht nicht mehr, wenn wir Sozialarbeiter 
über die katastrophalen Mißstande in ae * ™er- 
tagesstätten nur informiert sind; wenn *ir Rissen, 
daß der Erziehungsauftrag tagtäglich ^ht mehr 
erfüllt wird, und viele Kinder nach *f rmonatigem 
Besuch einer Kita gravierende Entwicklungsruck- 
stände und Symptome von Hospitalismus aufweisen. 

Die erste Forderung in dieser Richtig: ^KTIVE 
SOLIDARISIERUNG MIT DEN KINDERGÄRTNERINNEN . 



Die Mißstände in den Kindertagesstätten gehen und 
alle an. Kreuzbergs Jugendstadtrat Beck geht in 
einer Stellungnahme zur Personal- und Betreuungs- 
sitiation in den Kindertagesstätten davon aus, 
daß sich die Situation in einigen Bezirken kaum 
wesentlich von der in Kreuzberg unterscheidet. 
Für die übrigen, vielleicht weniger betroffenen 
Jugendämter, können sich bald ähnliche Probleme 
ergeben. 

Dazu müssen wir wissen, daß der Tagesspiegel am 
3.5. unter dem Titel "KEIN KINDERGÄRTNERINNEN- 
PROBLEM" folgenden Artikel brachte: 

"Die 102 vorhandenen Planstellen für Kindergärt- 
nerinnen in Wilmersdorf seien alle mit Fachkräf- 
ten besetzt. Bei Krankheit oder Urlaub stünden 
zur Vertretung ausgebildeteKräf te in ausreichen- 
der Zahl zur Verfügung. Dies erfuhr man auf einer 
Pressekonferenz des Bezirksamts Wilmersdorf ges- 
tern von SPD-Stadtrat Richter. Wilmersdorf unter- 
scheide sich also in diesem Punkt erheblich von 
Kreuzberg und W e dding. Eine 20 % ige Uberbelegung 
sei zwar "listenmäßig vorhanden", sie mache sich 
jedoch durch zeitweiliges Fehlen von Kindern kaum 
bemerkbar" • 

Wir fragen Stadtrat Richter: "Soll dieser Hinweis 
auf die "bessere" Wilmersdorf er Lage den b treik- 
absichten begegnen?" 

Warum solidarisiert sich Herr Richter nicht mit 
seinem Kreuzberger Kollegen Beck? 

Warum hebt er nicht die wesentlichen Unterschiede 
sin den sozialen Strukturen von Kreuzberg, Wedding 
und Wilmersdorf hervor? 



Welche sichtbare Solidarisierung ist darüber 
' hinaus möglich? 



Denn zur Beseitigung des Erziehungsdefizits der 
bildungs- und wissensmäßig unterprivilegierten 
Bevölkerungsschichten in Kreuzberg und anderen 
Bezirken bedarf es einer differenzierteren Bemes- 
sungsgrundlage gegenüber Wilmersdorf. 

Pädagogisch geschulte Kindergärtnerinnen arbeiten 
in der derzeitigen Situation lieber in Wilmers- 
dorf als in Kreuzberg., Das gilt" es zu berücksich- 
tigen. 

Kein Stadtrat kann es sich daher erlauben, auf 
Kosten der Kindergärtnerinnen das Prestige seines 
Bezirks zu verbessern. Oder nimmt Stadtrat Richter 
in Ansprach, den Bildungs- und Erziehungsnotstand 
in Wilmersdorf bereits behoben zu haben? 

Anders reagierten 30 Studenten der Sozialakademie 
des Pestalozzi-Fröbel-Hauses (PFH) . Sie erklarten 
sich spontan bereit, die von den Kindergärtnerin- 
nen erarbeite ten Flugblätter in den Bezirken zu 
verteilen. 



Wir sollten mit den Kindergärtnerinnen gleich- 
ziehn und unsere Gewerkschaftsbücher der ÖTV ge- 
schlossen zurückgeben. Die ÖTV hat nicht nur die 
Kindergärtnerinnen betrogen; sie hat sich unfähig 
gezeigt, die Interessen ihrer Mitglieder gegen- 
über dem Arbeitgeber zu vertreten. Die Konsequen- 
zen hat sie nun zu tragen. 

Wie aber sieht unsere Reaktion auf den Plan von 
Senats- -und Bezirksamtsvertretern aus, uns Sozial- 
arbeiter am Tage des Warnstreiks als Streikbre- 
cher dienstzuverpf lichten ? 

Die beamteten Sozialarbeiter, so hofft man, hätten 
zu gehorchen und als sozialpädagogisch Ausgebil- 
dete in den Kindertagesstätten Dienst zu tun. 

Unmißverständlich ist zu sagen: "WIR POLITISCH 
BEWUSSTEN SOZIALARBEITER SIND KEINE STREIKBRECHER! 

Wir haben erkannt, daß nur eine konsequente _ soli- 
darische Haltung die richtige Antwort auf die 
unverantwortliche Sozialpolitik des Senats und 
der Bundesregierung ist." 



Amtsgericht Tiergarten 1 Berlin 21 ,den17 c4 e 69- 

Adresse 

Gesch. -Nr, 2?4 Cs, 267/69 
Herrn 

Gerhard Hannemann 
1 Berlin 41 
Schwalbacher str . 1 

STRAFBEFEHL 

Sie werden beschuldigt i* Berlin-Wedding am 11c 
12.68 Keeen 9.5oUhr gemeinschaftlich mit den Be- 
schuldigten MOST ,RABÄTSÖH ,WÄGNER , ÜUTFLEISCH : , 
RICHTER, Kühnlenz , MACKENSEN , SCHÄFER ,NITZL , AUGNER , 
PRE^MAR, BECKER, WULF, MARTIN HANNEMANN 
in abgeschlossenen Räumen, welche zum öffent- 
lichen Dienst bestimmt sind, ohne Befugnis ver- 
weilt und auf die Aufforderung des Berechtigten 
sich nicht entfernt zu haben. 

Sie hielten sich mit den weiteren Beschuldigten 
am Tattage in der Tuberkulosefürsorgestelle des 
Gesundheitsamts Wedding unbefugt auf und verlies • 
sen die Diensstelle trotz mehrfacher Aufforderung 
des Leiters der Abteilung Gesundheitswesen, des 
Zeugen Trampenau, nicht. Sie mußten von 
herbeigerufenen Polizeikräften aus dem Gebäude 
entferntwerden. 

Vergehen nach 5123 Abs.1u.2,47STGB 
Strafantrag ist rechtzeitig gestellt. 

Beweismittel : 

1 . Ihre Angaben 

2. Zeugen - 

a. Bezirksstadtrat Gerhard Trampenau 
Berlin 65, Müllerstr. 14(T~ 

b. Sozia?. amtman Klaus Grimm 
Berlin jo. Genthinerstr . 26 

c. Stadtoberinspektor Jürgen J ende 
Berlin 65, Wiesenstr. 64 

d. POM Hans-Joachim Behrend, Rev. 42 

e. PM Peter Heller , Rev. 42 

Auf Antrag des Staatsanwalts wird deshalb gegen 
Sie eine GELDSTRAFE von 25Q.-DM , ersatzweise 25 
Tage Haft 'festgesetzte Die Kosten des Verfahrens 
werden Ihnen auferlegt. 

tempel, Datum, Unterschrift 




WIE WIRD IN BERLIN MIT KOLLE™ ™ VERFAHREN, DIE 
MIßSTÄNDE ÖFFENTLICH MACHEN? 

Auf das Bemühen, Mißstände in der Tbc-Fürsorge 
Wedding öffentlich zu diskutieren, reagierte das 
Bezirksamt mit Denunziation und die Justiz mit 
nebenstehenden Strafbefehlen. Diese Mißstände, 
die die betroffenen Kollegen nicht als Einzel- 
fälle betrachten, sondern die sie für sympto~ 
matisch für die Situation der Sozialarbeit in den 
Institutionen halten, sollen weiter vertuscht 
werden« Die Kollegen werden das nicht dulden: 
Sie haben Einspruch eingelegt. Der Prozeß wird 
für sie und uns das Forum darstellenden berech- 
tigten Forderungen Ausdruck zu verleihen. 
Der Prozeßtermin wird rechtzeitig bekanntgegeben* 



KITAS: STREIK! 
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ARBEITSGRUPPEN DES AKS 



Die Arbeitsgruppen des AKS 

Im Oktober vergangenen Jahres beschlossen ca. 
15o Sozialarbeiter einen Kongreß zu veranstalten« 
Auf diesem Kongreß sollten die Mißstände der So- 
zialarbeit öffentlich gemacht werden, ein Erfahr- 
ungsaus st aus ch in größerem Rahmen sollte ermög- 
licht werden. Die Funktion der Sozialarbeit in 
dieser Gesellschaft sollte untersucht werden, 
um daraus praktische und organisatorische Kon- 
sequenzen zu ziehen. 

Zur Vorbereitung des Kongresses wurden Arbeits- t 
Gruppen gebildet, die detailliert und systema- [ 
"tisch die Mißstande in den einzelnen Gebieten 
der Sozialarbeit erfassen wollten. Die Ergebnisse 
sollten auf dem Kongress vorgetragen werden« 

Der größte Teil der damals ins Leben gerufenen 
Arbeitsgruppen besteht, noch und arbeitet mit un- 
terschiedlicher Intensität. Einige Arbeitsgrup- 
pen haben sich wieder aufgelöst ohne je richtig 
begonnen zu haben zu arbeiten. 

«lches sind die generellen Schwierigkeiten die- 
r Gruppen? . 
Die Kolleginnen u. Kollegen, die in ihnen tatig 
sind sind tagsüber berufstätig und können nur 
einen Teil ihrer Energien in die Arbeit ihrer 
Gruppe investieren. Die Gruppen arbeiten rela- 
tiv isoliert voneinander, ein regelmäßiger Be- 
richt und Erfahrungsaustausch in einem Plenum 
'konnte bisher kaum stattfinden, da die bisherige 
Organisation des AKS nur sehr zufällig und unver- 
bindlich war. Fachleute, z.E a Studenten, die den 
Kollegen fachliche Unterstützung hätten geben 
können waren bisher nur in einzelnen Fällen in 
die kontinuierliche Arbeit einzubeziehen. Theo- 
retische Voraussetzungen zur Analyse der Miß- 
stände konnten die Kollegen jedoch nur beschränkt 
aufarbeiten. Zu wenige Kollegen waren bereit, 
verbindlich in den Arbeitsgruppen mitzuarbeiten, 
was wiederum auf die Arbeitsüberlastung und die 
allgemeine Sizuation des AKS zurückzuführen war« 

Die Arbeitsgruppe Sozialbürokratie besteht aus 

40 Kollegen, die sich regelmäßig wöchentlich 
treffen. Ihr Ziel ist die Erstellung einer kri- 
tischen" Analyse der Sozialbürokratie, der auto- 
ritären Strukturen der Ämter, der Isolation der 
Sozialarbeiter untereinander usw. Diese Analyse 
soll Grundlage unserer Bemühungen sein, eine 

^Emanzipierende Sozialarbeit in und gegen die Ver- 

^fcaltungsstrukturen durchzusetzen. 

Die Arbeitsgruppe Heimerziehung besteht aus 
Heimerziehern, Sozialarbeitern, Psychologen und 
Soziologen. Ziel der Gruppe ist es, die Mißstände 



in den ca. 14o Heimen in Westberlin aufzudecken, 
sie in allgemeine Zusammenhänge zu einer Funktion 
der Erziehungsheime zu stellen und diese Ergeb- 
nisse öffentlich zu machen, w dadurch u.a. die 
Heimerzieher, die die Mißstande tagtäglich zu 
spüren bekommen, zu mobilisieren. 

Die Arbeitsgruppe Fiktion f^^^^f k fl 
Sozialarbeit will die gesellschaf t^e *olle 
der Sozialar beit untersuchen, die Ideologie mit 
der die tatsächliche Funktion yerschleie rt wir d, 
aufdecken. Nur mit einem Verständnis der allge- 
meinen Zusammenhänge können wir die Mißstande 
am Arbeitsplatz grundlegend bekämpfen. 

In der Arbeitsgruppe J^^^^^t^^^fübe^den 
Gruppe von Sozialpädagogen und otudenten über den 
Bereich der Jugendpflege. Sie will erreichen, daß 
den Einrichtungen der Jugendpflege volle päd ago- 
gische Unabhängigkeit gegeben wir *> ^ie den 

Bedürfnissen der Jugendlichen nach Selbstorgam- 
sation zugänglich gemacht werden. 

Die Arbeitsgruppe Ausbildung deren Schwerpunkt 
«s.Z. am PFH liegt, mobilisiert die Studierenden 
Keken die bisherige undemokratische und unquali- 
fiziert Ausbildung an den Berliner Ausbildungs- 
stätten für Sozialpädagogen. Sie will der Aus- 
bildung eine Alternative gegenüberstellen, die 
äen Studierenden später ermöglicht im Beruf im 
Sinne emanzipierender Sozialaroeit tatig zu wer- 
den. 

T)iP Arbeitsgruppe G esundheitswesen .-, schließlich 
u^Ver sucht die Struktur eilen Mißstände in die- 

Bereich. Die Tbc-Stelle in Wedding ist kein 
liLeiiail, sondern nur augenfälliger Ausdruck 
der allgemeinen Situation. 

Besonders hinzuweisen ist noch auf den Arbeits- 
kreis der Sozial pädagogen im Republikanischen 
Club. Kr hat sich aus dem " Aktionsrat zur Befrei- 
un£ der Frau" herausgebildet. Etwa 5o aktive 
^fiafpädagogen! Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen , 
K?nderpxle!erinnen r Jugendleiter innen sone ^- 
dierende nehmen regelmäßig an den Treffen teil. 
Ziel der Gruppe ist die Bewußtmachung und Ver- 
änderung derSituation in den Kindertagesstätten. 

Diese Arbeitsgruppen geben im Beruf gehenden 
Kolleginnen und Kollegen sowie Studierenden die 
Möglichkeit, durch regelmäßige Arbeit verän- 
dernd mitzuwirker und ihrem Unwillen über die 
Situation der Sozialpädagogik in den Institu- 
tionen eine produktive Wendung zu geben. 
Die Gruppen suchen weitere M ita r De ^«^ freu- 
en sich über jeden, der sich entschließt, an der 
Arbeit teilzunehmen»- 



Treff f^kYe. imtcT kbnf<rktacff-wn 



q^effpunk^ und Kontaktadressen der Arbeitsgrup- 
pen des AKS : 

1 Gruppe Sozialbürokratie 

mittwochs 16 Uhr, Ort zu erfragen über Othmar 

Gutfleisch Tel. 18 o1 61 App. 4o4 
P Gruppe Heimerziehung ^ 

montags 2o Uhr 1-41 , Bundesallee 14o bei Kap- 

czynski Tel. 83*24.78 
Ts Funktion und Ideologie der Sozialarbeit 

dienstags 2o Uhr ,1-19, Kaiser Damm 114 bei 

Gänsecke Tel. 



Gruppe Jugendpflege t 

samstags vierzehntägig , nächste Sitzung J i. . % 
14TJhr3o 1-1 9, Frankenallee 6a Tel. über Vp.d* /ö 
Gruppe Ausbildung ,>,>/„„ 
freitags 14 Uhr PFH ,1-3o ,Goltzstr. 43/44 
Tel. Eva Fechner 78 45 8 74 
Gruppe Gesundheitsamt 

mittwochs 19 Uhr, 1-12, Kantstr. 142 bei 
Sydow Tel. 32 12 6o , 
Arbeitskreis der Sozialpadagogen im HO 
montags 2o Uhr, 1-15, Wielandstr. 27 2. St. 
Tel. 8o 45 17 über Renate Haarmann 



LETZTE 
MELDUNG: 

Am 14.5.69 solidarisierten sich am PFH die in der 
Ausbildung stehenden Kindergärtnerinnen, Hortner, 
Jugendleiterinnen und Erzieher mit dem Streik- 
beschluß ihrer in der Praxis stehenden Kollegen. 
Von 139 Anwesenden stimmten 129 für den Streik 
der Kindergärtnerinnen am 1o. JUNI 1969 



TERMINE: 

AKS -Plenum am 28.5,69. 18 Uhr , haus der sozialis- 
tischen Jugend "Die Falken", Bln. 42, Albrecht- 
str. 1o7/1o8 
TAGESORDNUNG : 

1 . Warnstreik der Kindergärtnerinnen - Solidari- 
sierungsmaßnahmeH anderer sozialpädagogischer 
Berufsgruppen«, 

2 # Zur Situation in der Kreuzberger Gesundheits- 
fürsorge - Berichte von dort arbeitenden Kol- 
legen«, 

3 .Zum Stand der Fachhochschulgesetzgebung für 
sozialpädagogische Berufe« 

1 0.JUNI 
STREIK ! ! 



Auch diese Zeitunp; kostet Geld!!! 
Spenden können eingezahlt werden auf das Post- 
scheckkonto 1o 1o 85 Bln. -West, Manfred Rabatsch 
Sozialpädagoge --Sonderkonto, Bln. 12, Bismarck- 
str. 27 



ZAHL - WIENEN 

Schreibsatz - Reproduktion 
1 Berlin 47, Wederstr. 91 
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